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Gesetz: " BetrVG 1972 § 87 Abs. 1 Nr. 8; BGB 8 24-2 Ruhegehalt -
Unterstitzungskassen

Leitsatze:

1. Unterstiutzungskassen sind Sozialeinrichtungen i. S. des
§ 87 Abs. 1 Nr. 8 Betr\G.

Sollen die Leistungen einer Unterstitzungskasse gekirzt
werden, so ist die Festsetzung des neuen Dotierungsrahmens
mitbestimmungsfrei, die Aufstellung des neuen Leistungs-
plans jedoch mitbestimmungspflichtig.

Ob das Tragerunternehmen der Unterstitzungskasse die Ver-
sorgungszusagen gegenuber denjenigen Arbeitnehmern wider-
rufen oder kirzen kann, die bereits Versorgungsanspriche
oder -anwartschaften erworben hatten, richtet sich nicht
nach dem Betriebsverfassungsgesetz, sondern nach Vertrags-
recht.

2. Bel rechtlich selbstandigen, tatsdchlich aber abhangigen
Sozialeinrichtungen kann das Mitbestimmixngsrecht auf zwei
Wegen verwirklicht werden:
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a) Wenn nichts anderes vereinbart ist, missen mitbe-
stimmungspflichtige Fragen zundchst zwischen Arbeit-
geber und Betriebsrat ausgehandelt werden; der Arbeit-
geber hat dann dafur zu sorgen, dal} seine Sozialein- %
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richtung die getroffene Regelung ubernimmt ("zweistufige;
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b) Die Betriebspartner konnen aber auch vereinbaren, dal deg
Betriebsrat Vertreter in die Organe der Sozialeinrichtung
entsendet und mitbestimmungspflichtige Fragen nur noch
in den BeschluRgremien der Sozialeinrichtung behandelt
werden (organschaftliche Lo6sung).

3. Duldet der Betriebsrat jahrelang stillschweigend, dald nach
der organschaftlichen L6sung verfahren wird, so hangen die
rechtlichen Folgen einer solchen Praxis davon ab, wie die
Organe der Sozialeinrichtung besetzt sind.

a) Ist der Betriebsrat in den Entscheidungsgremien pari-
tatisch vertreten, so mull er das jahrelang praktizierte
Verfahren bis zu einer Neuregelung gelten lassen.
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b) Fehlt es an einer paritdtischen Leitung der Sozial-~
einrichtung, kann der Betriebsrat jeden aktuellen
Streitfall zum Anlaf nehmen, unmittelbare Verhand-
lungen mit dem Arbeitgeber zu verlangen.

4, Die Beschliisse der Organe einer rechtlich selbstédndigen
Sozialeinrichtung, die mitbestimmungspflichtige Fragen
betreffen, sind nicht schon allein deshalb unwirksam,
well der Betriebsrat libergangen wurde.
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Aktenzeichen: % ABR 108/77
BeschluB des BAG vom 13. Juli 1978 LAG Diisseldorf
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3 ABR 108/77

15 Ta BV 98/78 Diisseldorf
Verkiindet am

13. Juli 1978 ~ Im Namen des Volkes!

gez. Sirig,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter

der Geschiftsstelle
In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund
der miindlichen Verhandlung vom 16. Juni 1978 durch den
Vizeprasidenten Professor Dr. Stumpf, die Richter Dr. Tho-
mas und Dr. Dieterich sowie die ehrenamtlichen Richter

Dr. Bermel und Gnade beschlossen:

1. Auf die Rechtsbeschwerde des Antragstel-
lers wird der BeschluB des Landesarbeits-
gerichts Disseldorf vom 27. Juli 1977
- 15 Ta BV 98/76 - aufgehoben.
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2. Auf die Beschwerde der Antragsgegnerin wird
der BeschluB des Arbeitsgerichts Essen vom
20. Juli 1976 - 2 BV 49/74 - geindert und
wie folgt neu gefalBt:

Es wird festgestellt, daB der BeschluB} des

Vorstandes der Unterstiitzungskasse der Firma
I e.V. vom 27. Juni 1974

sowie die von der Mitgliederversammlung die-
ser Unterstiitzungskasse am 18. November 1974
beschlossene Satzungsidnderung das Mitbestim-
mungsrecht des Antragstellers verletzt haben.

Der weitergehende Antrag wird zurickgewiesen.

3. Im Ubrigen werden Beschwerde und Rechtsbe-
schwerde zuriickgewiesen.

Von Rechts wegen !

Grinde:

I.

Die Antragsgegnerin griindete Anfang der 50er Jahre die
beteiligte Unterstiitzungskasse. Es handelt sich um einen
rechtsféhigen Verein, der den Zweck verfolgt, Arbeitneh-
mern der Antragsgegnerin und deren Angehorigen im Alter
Versorgungsleistungen zu gewidhren (§ 4 Nr. 1 der Satzung).
Mitgliedschaft und Vertretung des Vereins sind wie folgt
geregelt: Der Verein besteht aus mindestens sieben Mitglie-
dern, zu denen zwel Leiteude Angestellte der Antragsgegne-
rin und zwei Mitglieder des antragstellenden Betriebsrats
gehoren missen (§ 7 Nr. 1 der Satzung). Die Aufnahme von
Mitgliedern erfolgt durch den "Vereinsfiihrer" (§ 7 Nr. 2
der Satzung). Dieser ist der Vorsitzende des Vorstandes und
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wird von der Antragsgegnerin ernannt. Die librigen zwei
bis drei Vorstandsmitglieder werden von dem Vereinsfiih-
rer im Einverstdndnis mit dem Vorstand des Unternehmens
bestimmt und abberufen. Zu ihnen gehdrt der Vorsitzende
des Betriebsrates und - bei einem vierkopfigen Vorstand -
ein weiteres Betriebsratsmitglied. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vereinsfiihrers (§ 8 Nr. 1 der
Satzung). Der gleiche Stichentscheid steht dem Vereins-
fiihrer bei Stimmengleichheit in der Mitgliederversammlung
zu (§ 12 Nr. 1 der Satzung). Satzungsdnderungen bediirfen
der Zweidrittelmehrheit und der Zustimmung des Vereins-
fihrers.

Die Hohe der Ruhegehilter war uspringlich nicht in
der Satzung geregelt. Diese verwies vielmehr auf Richt-
linien des Vorstandes (§ 4 Nr. 3 Buchst. a der Satzung).
Die Richtlinien vom 11. Januar 1971 sahen bei zehnjah-
riger Betriebszugehorigkeit eine monatliche Mindestrente
von 100,-- DM vor, die sich im Lauf der weiteren Betriebs-
zugehorigkeit um feste Steigerungsbetrige bis auf 200,-- DM
erhChen sollte. Die entsprechenden Leistungen wurden durch
laufende Zuwendungen der Antragsgegnerin finanziert, die
noch im Jahre 1970 an ihre Unterstiitzungskasse 181.561,95 DM
zahlte. Danach hat sie keine Zuschilisse mehr geleistet, so
daBl das Vereinsvermodgen aufgezehrt wurde.

Am 27. Juni 1974 beschlofl der Vorstand der beteilig-
ten Unterstiitzungskasse, der damals aus einem Vorstands-
mitglied und einem Prokuristen der Antragsgegnerin sowie
dem Betriebsratsvorsitzenden bestand, die Ruhegeh#dlter dra-
stisch 2zu kiirzen und auf hochstens 80,-- DM im Monat zu
begrenzen. Der BeschluB kam gegen die Stimme des Betriebs-
ratsvorsitzenden zustande. In einer Mitgliederversammlung
am 18. November 1974 wurde die Satzung der beteiligten
Unterstiitzungskasse entsprechend gedndert, und zwar wie-
derum gegen die Stimmen der beiden dem Verein angehdrenden
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Mitglieder des Betriebsrates. § 4 Nr. 3 Buchst. a der
Satzung erhielt folgenden Zusatz:
" ies... Die Unterstiitzung betrdgt nach Aus-
scheiden bei zehnjadhriger Unternehmenszuge-
horigkeit monatlich DM 50,-- und erhdht sich
zusdtzlich flir jedes weitere Jahr der Zuge-

horigkeit zum Unternehmen um monatlich DM 2,--
bis zu einem Hochstbetrag von monatlich DM 80,--.'

Der Antragsteller hat geltend gemacht, sowohl der
BeschluB des Vorstandes vom 27. Juni 1974 als auch die
Satzungsidnderung vom 18. November 1974 seien niehtig,
well sie ohne seine Zustimmung zustande gekommen seien.
Er habe nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG ein Mitbestim-
mungsrecht, das von der Antragsgegnerin verletzt worden
sei. Die Beteiligung von Mitgliedern des Betriebsrates
in der Mitgliederversammlung und im Vorstand der be-
teiligten Unterstiitzungskasse geniige nicht, weil alle
Beschliisse auch gegen die Stimmen der Betriebsratsmit-
glieder gefaBt werden kdnnten. Die beteiligte Unter-
stiitzungkasse sei nur der verliangerte Arm der Antrags-
gegnerin, die das alleinige Entscheidungsrecht behal-
ten habe.

Der Antragsteller hat beantragt,

festzustellen, daB der BeschluB des Vorstandes.
der Unterstiitzungskasse der Firma I
AG e.V. vom 27. Juni 1974 sowie die von

der Mitgliedervesammlung dieser Unterstiitzungs-

kasse am 18. November 1974 beschlossene Sat-

zungsdnderung gegen das Mitbestimmungsrecht

des Antragstellers verstoB8en und insoweit

rechtsunwirksam sind.

Die Antragsgegnerin hat beantragt, das Begehren
zurickzuweisen. Sie hat erwidert, der Antrag sei nicht
zuldssig, weil er sich auf eine Handlung der rechilich
selbstdndigen Unterstitzungkasse beziehe, die nicht
Partner des Betriebsrates sei, vielmehr autonom und frei
Uber ihre Leistungen verfiigen konne. Die Kirzung dieser

Leistungen sei im librigen keine mitbestimmungspflichtige
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Entscheidung und aus finanziellen Erwigungen unerliflich
gewesen. Das Vereinsvermdgen habe am 31. Dezember 1976
nur noch 24.000,-- DM betragen und sei inzwischen ver-
braucht. Um die derzeitigen Verpflichtungen erfiillen zu
konnen, miiBten jdhrlich ca. 60.000,-- DM aufgebracht

werden.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag stattgegeben; das
Landesarbeitsgericht hat ihn abgewiesen. Mit der zugelas-
senen Rechtsbeschwerde verfolgt der Antragsteller sein
Feststellungsbegehren weiter.

1T.

Der Antrag ist begriindet, soweit er das Mitbestim-
mungsrecht des Antragstellers betrifft. Er war hingegen
zurickzuweisen, soweit dariiber hinaus die Unwirksamkeit
von Vereinsbeschliissen festgestellt werden soll.

A, Die Neuregelung der gekiirzten Versorgungsleistungen
ist eine mitbestimmungspflichtige Angelegenheit.

1. Nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG hat der Betriebsrat
mitzubestimmen bei der Form, Ausgestaltung und Verwal-
tung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf
den Betrieb, das Unternehmen oder den Konzern beschrankt
ist. Die beteiligte Unterstiitzungskasse ist eine Sozial-
einrichtung im Sinne dieser Vorschrift. Sie verwaltet ein
zweckgebundenes Sondervermogen, mit dessen Hilfe die An-
tragsgegnerin Versorgungsleistungen erbringt. Schon unter
der Geltung des Betriebsverfassungsgesetzes von 1952 wur-
den Unterstiitzungskassen als Musterbeispiel einer "Wohl-
fahrtseinrichtung" im Sinne des § 56 Abs. 1 lit. e BetrVG
betrachtet. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 hat
zwar die Bezeichnung gedndert, versteht aber unter einer
"Sozialeinrichtung" das gleiche (mit zahlreichen Nachweisen:
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BAG AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Altersversorgung
[unter II A 1 und 2 der Griindel, auch zum Abdruck
in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt).

Die generelle Regelung der Leistungen einer
Unterstiitzungskasse gehort nach iiberwiegender An-
sicht zu deren Ausgestaltung (Urteil des Senats vom
10. November 1977 - 3 AZR 705/76 - [demndchstl] AP
Nr. 8 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstiitzungskassen
[zu B I1 2 ¢ der Grindel; Fitting-Auffarth-Kaiser,
Betr¥G,12. Aufl., § 87 Anm. 47 b; Galperin-Lowisch,
BetrVG, Bd. II, 5. Aufl., § 87 Anm. 184). Man kann
sie auch als Teil der mitbestimmungspflichtigen Ver-
waltung ansehen, weil die einzelnen Verwaltungshand-
lungen durch die Aufstellung von Leistungsrichtlinien
weitgehend vorbestimmt werden. Im Ergebnis besteht
jedenfalls Einigkeit dariiber, daB die Verteilung der
Mittel einer Sozialeinrichtung zu den mitbestimmungs-
pflichtigen Angelegenheiten gehdrt (vgl. auch BAG 25,
9% [97 ff.]l = AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Werkmiet-
wohnungen [unter II B 3 ] und BAG AP Nr. 1 zu § 87
BetrVG 1972 Altersversorgung [unter II B 9 der Griindel;
die Entscheidung ist auch zum Abdruck in der Amtlichen
Sammlung des Gerichts bestimmt).

2. Das Landesarbeitsgericht verkennt nicht, daB im
vorliegenden Fall § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG zu beachten
ist. Es h8lt aber die Neuregelung der Versorgungsricht-
linien fir eine mitbestimmungsfreie MaBnahme, weil es um
die finanzielle Ausstattung der Sozialeinrichtung gehe,
liber die der Arbeitgeber frei entscheiden konne. Der
Betriebsrat habe nur bei der Verteilung eines bereits
vorhandenen Vermdgens mitzubestimmen. Hingegen sei

fiir ein Mitbestimmungsrecht kein Raum, wenn eine Unter-
stiitzungskasse nur von laufenden freiwilligen Zuschiis-
sen lebe. Mit solchen Zuschiissen sei die finanzielle
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Ausstattung der Sozialeinrichtung untrennbar verbunden,
so daB eine Mitbestimmung des Betriebsrats zur "Zuschit-
tung des mitbestimmungsfreien Bereichs" fiihren wiirde.

An dieser Begrindung ist nur der Ausgangspunkt rich-
tig, daB der "Dotierungsrahmen' vom Arbeitgeber frei be-~
stimmt werden kann. Der Betriebsrat hat keinen EinfluB dar-
auf, ob und in welchem Umfange Mittel filir die betriebliche
Altersversorgung zur Verfiigung gestellt werden (BAG AP
Nr. 1 - 4 zu § 87 BetrVG 1972 Altersversorgung [Nr. 1
unter I1 B 5 und 6 a der Grinde; Nr. 2 und Nr. 3%: II B
2, 3 a der Grinde; Nr. 4: I1 B 2 der Griinde; die erste
Entscheidung ist auch zum Abdruck in der Ambtlichen Samm-
lung des Gerichts bestimmt]). Dabei ist unerheblich, in
welcher Form der Arbeitgeber die Altersversorgung finanzie-
ren will. Insbesondere ist gleichgliltig, ob er die erfor-
derlichen Barmittel jeweils monatlich zuschieBt oder aber
ein ausreichendes Grundkapital zur Verfigung stellt. In
jedem Falle muB zwischen der Abgrenzung des Dotierungsrah-
mens, die mitbestimmungsfrei ist, und der Aufstellung von
Verteilungsgrundsatzen, die mitbestimmungspflichtig ist,
unterschieden werden. Das gilt auch bei Kiirzungen der be-
trieblichen Altersversorgung. Der Betriebsrat kann zwar
den Arbeitgeber nicht hindern, den Dotierungsrahmen ein-
zuschrinken, er kann aber verlangen, bei der Neuregelung
des Leistungsplans beteiligt zu werden.

Im vorliegenden Fall kam es der Antragsgegnerin dar-
auf an, den Dotierungsrahmen ihrer betrieblichen Alters-
versorgung stark einzugrenzen. Sie wollte ihre laufenden
Zuwendungen von jihrlich ca. 180.000,-- DM auf jahrlich
ca. 60.000,-- DM kiirzen. Insoweit hat der Betriebsrat
kein Mitbestimmungsrecht, wie das Landesarbeitsgericht
zutreffend erkannt hat. Das bedeutet jedoch nicht, da8
die Antragsgegnerin auch frei entscheiden konnte, wie
die Einsparung vorzunehmen ist. Die Kiirzung des Dotierungs-
rahmens machte vielmehr einen neuen Leistungsplan erfor-
derlich, bei dem der Betriebsrat mitbestimmen muBl.
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3. Die Antragsgegnerin beruft sich demgegeniiber auf
ein angebliches Recht zum Widerruf der Versorgungszu-
sagen. Damit vermengt sie in unzulédssiger Weise indivi-
dualrechtliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen.
Ob die Antragsgegnerin ihre Versorgungszusagen gegen-—
iber denjenigen Arbeitnehmern widerrufen oder kiirzen
konnte, die bereits Versorgungsanwartschaften oder
-anspriche erworben hatten, richtet sich nicht nach dem
Betriebsverfassungsgesetz, sondern nach vertragsrecht-
lichen Grundsi@tzen. Dabei kommt es nicht auf die Lei-
stungsfahigkeit der Unterstiitzungskasse, sondern auf
die wirtschaftliche Lage des Tridgerunternehmens und
damit der Antragsgegnerin an (vgl. Urteil vom 28. April
1977 - 3 AZR 300/76 - und Urteil vom 10. November 1977
- % AZR 705/76 - [demnichst] AP Nr. 7 und 8 zu § 242
BGB Ruhegehalt- Unterstiitzungskassen). Insoweit kann
also von einer Entscheidungsfreiheit des Arbeitgebers
nicht gesprochen werden.

Im vorliegenden Fall geht es aber nur um die Frage,
inwieweit der Betriebsrat zu beteiligen ist, wenn die
kinftige Ausgestaltung der betrieblichen Altersversor-
gung geregelt werden soll. Bei dieser Fragestellung
konnen individuelle Besitzstdnde auBer Betracht blei-
ben. Die Frage ist nicht anders zu beantworten, als
wenn sie nur neu eingestellte Arbeitnehmer betrife.
Auch darauf hat der Senat bereits hingewiesen (AP Nr.

1 zu § 87 BetrVG 1972 Altersversorgung [unter IT B 6 a
der Griindel, auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung
des Gerichts bestimmt).

B. Die Antragsgegnerin hat das Mitbestimmungsrecht
des Betriebsrats verletzt.

1. Gegen diesen Vorwurf wehrt sich die Antragsgegne-
rin mit dem Hinweis, daB die umstrittenen Beschliisse von
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den satzungsmifBigen Organen eines rechtsfihigen Vereins
gefaBt wurden. Die Handlungen der rechtlich selbstindi-
gen Unterstiitzungskasse seien ihr nicht zuzurechnen; sie
habe insoweit auch keinen unmittelbaren EinfluB. Deshalb
konne ihr eine Verletzung des Mitbestimmungsrechts nicht
vorgeworfen werden.

Die Antragsgegnerin beherrscht ihre Unterstiitzungs-
kasse. Ihr Einflufl auf alle Entscheidungen der Unter-
stiitzungskasse ergibt sich nicht nur aus deren wirtschaft-
licher Abhingigkeit von Zuschiissen, sondern ist auch in
der Satzung abgesichert. AuBer dem Betriebsratsvorsitzen-
den kann kein Arbeitnehmer gegen den Willen der Antrags-
gegnerin Mitglied des Vereins oder des Vereinsvorstandes
werden. Der von der Antragsgegnerin ernannte "Vereins-
fiihrer" hat zudem bei allen Abstimmungen einen Stichent-
scheid, der sich bei der Zusammensetzung der verschiedenen
Gremien so auswirkt, daB gegen die Interessender Antrags-
gegnerin keine Beschliisse gefallt werden koOnnen.

2. a) Bel derartig rechtlich selbsténdigen,aber tatsdchlich

abhiangigen Sozialeinrichtungen bieten sich zwei Verfahren
an, mit denen das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats
verwirklicht werdeu kann: Die zweistufige LOsung und die
organschaftliche Ldsung.

Bei der zweistufigen Losung werden mitbestimmungs-
pflichtige Fragen zwischen dem Betriebsrat und dem Arbeit-
geber so beraten und ausgehandelt, als ob die Sozialein-
richtung nicht rechtlich selbstandig wiare. Es bleibt dann
dem Arbeitgeber liberlassen, in einem zweiten Schritt da-
fir zu sorgen, daB die mit dem Betriebsrat getroffenen
Regelungen von der Sozialeinrichtung befolgt werden. Dazu
hat der Arbeitgeber seine tatsidchlichen und rechtlichen
Moglichkeiten auszunutzen, z. B. durch EinfluBnahme oder
in der Form von Weisungen an die von ihm ernannten und
entsandten Vereinsorgane. Von dieser Form der Mitbestim-
mung ist regelmdBig auszugehen, wenn mit dem Betriebsrat
nichts anderes vereinbart wird.
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Einfacher und praktikabler 128t sich das Mitbe-
stimmungsrecht des Betriebsrats verwirklichen, wenn die
organschaftliche Losung gewdhlt wird. Bei dieser ent-
sendet der Betriebsrat in die satzungsmiaBigen Organe
der rechtlich selbstandigen Einrichtung Vertreter,
die dafiir sorgen sollen, daB keine mitbestimmungs-
pflichtigen Beschliisse gegen seinen Willen gefaBt wer-
den. Auch diese Form der Mitbestimmung verwirklicht ein
Recht des Betriebsrates, das sich gegen den Arbeitgeber
richtet. Einigen sich die Betriebspartner auf die organ-
schaftliche LOsung, so missen sie sich das Handeln der
von ihnen entsandten Vertreter zurechnen lassen. Mit-
bestimmungspflichtige Fragen sind dann nur noch inner-
halb der Entscheidungsgremien der Sozialeinrichtung zu
erdortern und zu entscheiden. Dariiber besteht im Schrift-
tum nahezu vollkommene Einigkeit (Dietz-Richardi, BetrVG,
5. Aufl., § 87 Anm. 251, 252; Fitting-Auffarth-Kaiser,
BetrVG, 12. Aufl., § 87 Anm. 49; GK-Wiese, BetrVG, § 87
Anm. 125; Galperin-Ldwisch, BetrVG, 5. Aufl., § 87 Anm.
196, 197; grundlegend zum alten Betriebsverfassungsrecht:
Siebert, BB 1953, 833 ff. und Hilger, Festschrift fiir
Sitzler, 1956, S. 153 ff., 161 f.).

b) Im vorliegenden Fall haben sich der Antragsteller
und die Antragsgegnerin nie auf ein bestimmtes Verfahren
geeinigt, in dem mitbestimmungspflichtige MaBnahmen der
beteiligten Unterstiitzungskasse geregelt werden sollen.
Der Betriebsrat ist auch nicht paritatisch in den Orga-
nen der Sozialeinrichtung vertreten. Er kann sowohl im
Vorstand als auch in der Mitgliederversammlung iiberstimmt
werden. Bei dieser Sachlage bleibt es im allgemeinen bei
der zweistufigen Form der Mitbestimmung.Wenn die Zuwen-
dungen an eine betriebliche Sozialeinrichtung einge-
schrankt werden, muBl der Arbeitgeber dem Betriebsrat
zundchst den Umfang der Kiirzungen mitteilen, um sodann
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in Verhandlungen iber einen neuen Leistungsplan einzutre-
ten. In einem zweiten Schritt hat er schlieBlich dafir zu
sorgen, daf das Ergebnis der Verhandlungen mit dem Betriebs-
rat auch von der selbstidndigen Sozialeinrichtung lbernommen

wird.

3. Besondere Probleme ergeben sich, wenn zwar eine aus-
drickliche Vereinbarung iber die Form der Mitbestimmung
fehlt, der Betriebsrat aber jahrelang eine organschaft-
liche Losung duldet. Des ist im vorliegenden Verfahren
nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts Jeden-
falls nicht auszuschlieBen. In einem solchen Fall kommt
es darauf an, ob die Vertreter des Arbeitgebers und die
Vertreter des Betriebsrates gleichberechtigt in den Ent-
scheidungsgremien der rechtlich selbstdndigen Sozialein-
richtung vertreten sind.

Sind die Organe der Sozialeinrichtung paritatisch
besetzt, so kann sich der Betriebsrat nach mehr als 20
Jahren nicht darauf berufen, er habe dieser Form der Mit-
bestimmung nicht zugestimmt. Er kann zwar sein Mitglied
aus dem Vorstand der Sozialeinrichtung zuriickziehen und
eine andere Form der Mitbestimmung verlangen, er kann
aber dem Arbeitgeber bis zu einer Neuregelung nicht vor-
werfen, sein Mitbestimmungsrecht verletzt zu haben (Urteil
des Senats vom 10. November 1977 - 3 AZR 705/76 - [dem~
nidchst]l AP Nr. 8 zu § 242 BGB Ruhegehalt - Unterstiitzungs-
kasse [unter B II 2 ¢ der Griindel).

Fehlt es an einer paritidtischen Leitung der Sozial-
einrichtung, wie im vorliegenden Fall, so hat er folgende
Moglichkeiten: Auch hier kann der Betriebsrat nicht in
der Vergangenheit liegende Beschliisse wieder aufgreifen,
um die Verletzung seiner Mitbestimmungsrechte feststellen
zu lassen; er muB aber andererseits nicht das Zustande-
kommen einer neuen Regelung abwarten. Vielmehr kann er
eine aktuelle Streitfrage zum AnlaB nehmen, die bisherige
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Form seiner organschaftlichen Beteiligung abzulehnen
und unmittelbare Verhandlungen mit dem Arbeitgeber
zu verlangen. Das ist im vorliegenden Fall geschehen.

Die Vorinstanzen haben nicht festgestellt, wann
der Betriebsrat zum erstenmal verlangt hat, daB die
Antragsgegnerin mit ihm unmittelbar und unabhingig
von den Beschliissen der Unterstiitzungskasse iiber eine
Neuregelung des Leistungsplanes verhandelt. Der Be-
triebsrat hat zwar in der miindlichen Rechtsbeschwerde-
verhandlung vor dem Senat behauptet, das sei bereits
vor dem VorstandsbeschluBl im Juni 1974 geschehen; die-
se Behauptung kann der Senat aber nicht verwerten.

Es kommt auf sie auch nicht an, weil der Betriebsrat
jedenfalls unmittelbar nach der Abstimmungsniederlage
seines Vertreters im Vorstand der Unterstiitzungskasse
klar gemacht hat, daB er sich mit dieser Form der Neu-
regelung nicht abfinden will. Als die Antragsgegnerin
sein Mitbestimmungsrecht bestritt, hat er unverziglich
das vorliegende BeschluBverfahren eingeleitet. Beil
dieser Sachlage durfte sich die Antragsgegnerin nicht
auf die bisherige Praxis berufen; sie hdtte in Ver-
handlungen mit dem Antragsteller eintreten missen.

C. Der gestellte Antrag ist jedoch unbegriindet, so-
weit dariber hinaus festgestellt werden soll, daB Or-
ganbeschliisse der Unterstiitzungskasse unwirksam seien.
Die Verletzung des Mitbestimmungsrechtes fithrt nicht
zur Unwirksamkeit einzelner Handlungen einer rechtlich
selbstandigen Unterstiitzungskasse.

Der Senat braucht nicht auf den Meinungsstreit
einzugehen, inwieweit die Erfillung der Mitbestimmungs-
rechte als Wirksamkeitsvoraussetzung der Handlungen des
Arbeitgebers gilt (vgl. dazu einerseits Fitting-Auffarth-
Kaiser, aa®, § 87 Anm. % a und Galperin-Ldwisch, aaO,

§ 87 Anm. 16 ff.; andererseits Dietz-Richardi, aaO,
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§ 87 Anm. 34 ff. und Schliiter, DB 1972, 92 ff., 1%9 ff.).
Diese Kontroverse betrifft nicht das Handeln rechtlich
selbstdndiger Sozialeinrichtungen. Es entspricht allge-
meiner Ansicht, daB das Ubergehen des Betriebsrats nicht
zur Unwirksamkeit jeder MaBnahme einer rechtlich selb-
stdndigen Sozialeinrichtung fiihrt. Wollte man die gegen-
teilige Ansicht vertreten, miiBte man schon die Grindung
eines rechtsfihigen Unterstiitzungsvereins als unwirksam
ansehen, wenn nicht der Betriebsrat zu seiner organschaft-
lichen Beteiligung gehdrt wurde. Schon dies ist namlich
eine Frage der Form der Sozialeinrichtung, die der Mit-
bestimmung des Betriebsrats unterliegt (vgl. Hanau,

BB 1973, 1274 [1277 zu III 4]; Galperin-Ldwisch, aaO,

§ 87 Anm. 197). Das wirde jedoch zu groBer Rechtsunsicher-
heit fihren, nachdem der Unterstiitzungsverein in das Ver-
einsregister eingetragen wurde und am Rechtsverkehr teil-
genommen hat. Deshalb ist der herrschenden Ansicht beizu-
treten. Wird das Mitbestimmungsrecht bei der Griindung

der rechtlich selbstandigen Sozialeinrichtung verletzt,
verbleibt das Mitbestimmungsrecht beim Betriebsrat. Die-
ser hat weiter mit dem Arbeitgeber zu verhandeln, der
seinerseits die vereinbarten Regelungen mit organschaft-
lichen Mitteln durchsetzen muB (Fitting-Auffarth-Kaiser,
aa0, § 87 Anm. 49; Galperin-Ldwisch , aa0, § 87 Anm. 197;
GK-Wiese, aa0, § 87 Anm. 125; von seinem Standpunkt fol-
gerichtig auch Dietz-Richardi, aa0, § 87 Anm. 242).

Daraus folgt, daB auch die einzelnen Handlungen und
MaBnahmen der rechtlich selbstandigen Einrichtung nicht
in ihrer Wirksamkeit von einer vorherigen Einigung zwi-
schen Betriebsrat und Arbeitgeber abhingen. Auch hier
muBl das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats in dem be-
schriebenen zweistufigen Verfahren durchgesetzt werden.
Je nach den Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und Ar-
beitgeber sind unter Umsténden bereits gefaBte Beschliisse
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von den satzungsmdBigen Organen der Unterstitzungsein-
richtung riickgangig zu machen. Auch im vorliegenden
Fall wird von dem Ergebnis der Verhandlungen zwischen
dem Antragsteller und der Antragsgegnerin abhingen,
welche Beschliisse die Unterstilitzungskasse fassen muBl,
um die Versorgungsrichtlinien neu zu gestalten, ohne
das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats zu verletzen.

gez.: Dr. Stumpf Dr. Thomas Dr. Dieterich

Gnade Dr. Bermel

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

Uber 200 Gesetze

Available on the
D App Store

www.prinz.law

JLaw — flir Android JLaw — fiir iOS

Uber 100.000 Urteile



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	I.

	-13-

	BB 1973, 1274 [1277 zu III 43; Galperin-Löwisch, aaO,



